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I. Europäische Union und Föderalismusvergleich:
Verbreitete Verständnisbarrieren

Wenn von der europäischen Bürgerschaft, der Unionsbürgerschaft, die

Redeist, dann wird sie häufig als einzigartiges Unikum beschrieben.
Eine Bürgerschaft haben nach landläufigem Verständnis nur Staaten; die
juristische Terminologie für Zugehörigkeitsbeziehungen (Staatsangehö-

rigkeit, nationalité, nationality, nacionalidad) ist auf Staaten orientiert.

Die Europáische Union wird aber üblicherweise nicht als Staat einge-
stuft,! zumal sie selbst eine mógliche Staatsqualitàt auch gar nicht bean-

sprucht. Vielen Beobachtern gilt sie deshalb als ein pràzedenzloses Ge-

bilde sui generis. Vor diesem Hintergrund argumentieren Analysen der
Unionsbürgerschaft háufig negativ. Sie stellen den Kontrast zur Staats-
angehórigkeit der Staaten in den Vordergrund und heben hervor, was
jene von dieser unterscheidet. So hebt das Bundesverfassungsgericht in
seinem 2009 ergangenen Urteil zum Vertrag von Lissabon hervor, die
Unionsbürgerschaft sei keine Staatsangehôrigkeit, konstituiere kein

Unionsvolk und aus ihrer Einführung kónne nicht «auf die Begründung

bundesstaatlicher Fóderalitàt» geschlossen werden. Die Unionsbürger-
schaft bleibe vielmehr «ein abgeleiteter und die mitgliedstaatliche Staats-

angehôrigkeit ergänzender Status»?

Hier zeigen sich typische und verbreitete Argumentationsmuster
im Umgang mit der Unionsbürgerschaft. Die einzigen vertrauten Kate-
gorien für die juristische Beschreibung von Zugehôrigkeitsbeziehungen
sind staatsbezogen. Da die Staatsangehôrigkeiten der Mitgliedstaaten in-
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